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C. Finanzministerium

Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung (VV-LHO)

RdErl. d. MF v. 13. 2. 2007 — 11-04001/2-55 —

— VORIS 64100 —

Bezug: RdErl. v. 11. 7. 1996 (Nds. MBI. S. 1868), zuletzt gedndert
durch RdErl. v. 23. 1. 2007 (Nds. MBL. S. 110)
— VORIS 64100 —

GemiB § 5 LHO werden die VV zu § 55 LHO (Anlage des
RdErl. vom 7. 2. 2005, Nds. MBL. S. 184, zur Anderung des
Bezugserlasses) wie folgt gedndert:

1. In Nummer 1.1 Abs. 2 erster Spiegelstrich wird die Ver-
weisung ,Vergabe- und Vertragsverordnung fiir Bauleis-

tungen” durch die Verweisung ,,Vergabe- und Vertragsord-
nung fiir Bauleistungen” ersetzt.

2. In Nummer 1.2.2 werden die Worte ,entsprechend § 2 des
Landesvergabegesetzes vom 2. 9. 2002 (Nds. GVBL. S. 370)
in der jeweils geltenden Fassung“ gestrichen.

3. Anhang 2 zur Anlage zu VV Nr. 1.3 erhilt folgende Fas-

sung:

JAnhang 2
(zur Anlage zu VV Nr. 1.3 zu § 55 LHO)

Muster
Einzelplan: Bearbeitet von:
Telefon:
Vergabeverfahren ankreuzen
Datum der Auftrag (Kurz- Auftrags- Offentliche beschrankte freihdndige Vergabe | Auftragnehmer Begrtindung fiir die
Auftrags- bezeichnung) summe Ausschreibung Ausschreibung (Verhandlungsver- freihdndige Vergabe
vergabe (ohne (offenes Verfahren) (nicht fahren)
Umsatzsteuer) offentliches
Verfahren)
Gesamt- '
summe:
An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Leistungsbeziige fiir Professorinnen und Professoren
sowie hauptberufliche Leiterinnen und Leiter und Mitglieder
von Leitungsgremien an Hochschulen;
Festsetzung der Besoldungsdurchschnitte
fiir die Jahre 2007 und 2008

Bek. d. MF v. 14. 2. 2007 — 26-11 34n —
Bezug: Bek. v. 18. 1. 2006 (Nds. MBL. S. 101)

Gemif § 2 a Abs. 8 NBesG i. d. F. vom 11. 2. 2004 (Nds.
GVBL. S. 44), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 15. 12. 2006 (Nds. GVBL. S. 597), werden die Besoldungs-
durchschnitte fiir die Jahre 2007 und 2008 wie folgt fest-
gesetzt:

Fachhochschulbereich Universitdten und gleich-
gestellte Hochschulen
2007 60 273 EUR 71213 EUR
2008 61 196 EUR 72 463 EUR.

— Nds. MBL. Nr. 10/2007 S. 164
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— Nds. MBL. Nr. 10/2007 S. 164

D. Ministerium fiir Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit

Investitionsprogramm 2006
fiir Krankenhausbaumafinahmen

Beschl. d. LReg v. 16. 1. 2007
— MS-404-41203/2028(2006) —

1. Das Investitionsprogramm 2006, aufgestellt gema} § 4
Abs. 1 Nds. KHG i. d. F. vom 12. 11. 1986 (Nds. GVBI.
S. 343), gedndert durch § 29 des Gesetzes vom 19. 12. 1995
(Nds. GVBL. S. 463), wird beschlossen.

2. Die haushaltsméflige Gesamtbelastung aus dem Investi-
tionsprogramm 2006 und den Investitionsprogrammen der
vergangenen Jahre darf durch Mehrkosten oder Plandnde-
rungen nicht iberschritten werden.

3. Das Investitionsprogramm 2006 wird geméafl § 4 Abs. 2
Nds. KHG bekannt gemacht (Anlage).

— Nds. MBL. Nr. 10/2007 S. 164
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Anlage
Investitionsprogramm 2006
Lfd.  Kranken- Krankenhaus Mafinahme Voraussichtlich
Nr. haus-Nr. zu finanzierende
Gesamtkosten
nach § 9 KHG
EUR
1 2 3 4 5
1 101 000 01 Braunschweig, Stadtisches Klinikum Zentralisierung, 1. BA, Salzdahlumer Strafle 14 000 000
2 102 000 01  Salzgitter, Klinikum Salzgitter Zusammenfiithrung der Kliniken 19 000 000
3 103 000 01  Wolfsburg, Klinikum Wolfsburg Verlagerung internistische Intensivstation (2. BA) 1950 000
4 152 012 05  Gottingen, Krankenhaus Neu-Bethlehem  Sanierung und Erweiterung (2. BA) 10 800 000
5 20100005  Hannover, Evangelisches Krankenhaus Neustrukturierung ITS und Intermediate Care
Friederikenstift 2900 000
6 201 000 06 Hannover, Krankenhaus der Henrietten-  Umbau zur Integration des Lister Krankenhauses
stiftung 19 700 000
35703901  Rotenburg, Diakonie-Krankenhaus Einhdusigkeit, Zusammenlegung Lungenklinik 28 500 000
8 403 00002  Oldenburg, Klinikum Neubau Kinder- und Jugendpsychiatrie einschl.
Einrichtung Station besonders schutzbediifrftiger
Kinder 8 500 000
9 454 047 01 Sogel, Himmling Krankenhaus Sanierung Intensivstation, Aufwachbereich, Zen-
tralsterilisation (1. BA) 4200 000
10 460 007 01  Neuenkirchen-Vorden, Clemens-August-  Erweiterung der Tagesklinik fiir Kinder- und
Klinik Jugendpsychiatrie 700 000
11 Pauschalansatz fiir Notmafinahmen, kleine Baumafinahmen, Erstanschaffung medizinisch-technischer
Grofigerdte und Mehrkosten fiir in Vorjahren in das Investitionsprogramm aufgenommene Mafinahmen 5 250 000
Summe Investitionsprogramm 2006 115 500 000

H. Ministerium fiir den lindlichen Raum,
Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Unternehmensflurbereinigungen;
Durchfiihrung der Flurbereinigung unter Anwendung der
§§ 87 ff. des Flurbereinigungsgesetzes

Gem. RdErl. d. ML u. d. MW v. 8. 2. 2007 — 306-61141 —
— VORIS 78350 —

Groflbaumafinahmen des Bundes, des Landes oder offentlich-
rechtlicher Koérperschaften beanspruchen regelméiflig Grund
und Boden in groffem Umfang und greifen erheblich und in
vielfdltiger Hinsicht in das Wirkungsgefiige der ldndlichen
Réume ein.

Zur Minderung der damit verbundenen Eingriffe in die
Rechte einzelner Grundeigentiimer sowie zur Beseitigung
oder Vermeidung von Schéiden fiir die allgemeine Landeskul-
tur ist in der Regel eine Neuordnung des von der Baumafinah-
me betroffenen Gebiets notwendig.

Bei der Umsetzung von GrofSbauvorhaben sind deshalb die
Instrumente der Landentwicklung einzusetzen.

Das Flurbereinigungsverfahren unter Anwendung der §§ 87 ff.
des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) ist in seiner gesetzlichen
Ausgestaltung auf die besonderen Gegebenheiten bei solchen
Mafinahmen eingestellt. Entsprechendes gilt auch fiir Vorha-
ben nach § 190 des Baugesetzbuchs (BauGB).

Das Unternehmensverfahren verfolgt den Zweck, das beno-
tigte Land rechtzeitig und in richtiger Lage auszuweisen, den
entstehenden Landverlust auf einen grofieren Kreis von Eigen-
tiimern zu verteilen sowie durch das Unternehmen entstehende
landeskulturelle Nachteile zu vermeiden oder auszugleichen.
Dies gilt auch fiir Ausgleichs- und Ersatzflachen, welche durch
Eingriffe in Natur und Landschaft verursacht werden.

Fir die Einleitung eines Unternehmensverfahrens ist der

Enteignungsbegiinstigte von dem Nachweis befreit, sich ernst-
haft um den freihdndigen Erwerb der von ihm bendtigten
Grundstiicke zu angemessenen Bedingungen bemiiht zu haben.
Allerdings muss er im laufenden Verfahren diesen Nachweis
erbringen und Fldchenankéiufe zur Minderung des Landabzu-
ges durchfiithren. Far Verfahren, die auf Grundlage eines Bebau-
ungsplans durchgefithrt werden, ist der ernsthafte Versuch des
Erwerbs von Trassenfldchen nachzuweisen.

Die Notwendigkeit, fiir das Unternehmen an einer Stelle
Land in groBem Umfang bereitzustellen, vertrdgt sich nicht
mit dem Anspruch der Teilnehmer auf wertgleiche Abfin-
dung nach § 44 FlurbG.

In Unternehmensverfahren ist der Anspruch auf Landabfin-
dung durch besondere Rechtsvorschriften eingeschrankt.

Im Hinblick auf die Entscheidung der Enteignungsbehorde,
einen Antrag auf Einleitung eines Flurbereinigungsverfahrens
zu stellen, ist eine frithzeitige Abstimmung des Unternehmens-
tragers mit der Flurbereinigungsbehorde erforderlich.

Fir die Durchfiihrung von Unternehmensflurbereinigun-
gen gilt die nachstehende Richtlinie:

Inhaltsibersicht

1. Voraussetzungen eines Unternehmensverfahrens
2. Vorbereitung eines Unternehmensverfahrens
3. Anordnung eines Unternehmensverfahrens
4. Landbevorratung fiir das Unternehmen
5. Landabziige

5.1 Landabziige nach § 88 Nr. 4 und § 47 FlurbG

5.2 Befreiung von Landabziigen

6. Entschidigungen

6.1 Entschddigung in Geld und fiir die Landaufbringung
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6.2. Entschddigung in Land

6.3 Entschddigung von Nachteilen

7. Vorldufige Anordnungen nach § 88 Nr. 3 i. V. m. § 36 FlurbG

8. Kosten des Unternehmenstrigers nach § 88 Nrn. 8 und 9 FlurbG
8.1 Ausfiihrungskostenanteile

8.2 Verfahrenskostenanteile

9. Einstellung/Umstellung des Verfahrens

10. Mitwirkung mehrerer Unternehmenstriger

11. Schlussbestimmung

1. Voraussetzung eines Unternehmensverfahrens

1.1 Fir das Unternehmen muss eine Enteignung, durch die
ldndliche Grundstiicke in grofem Umfang in Anspruch ge-
nommen wiirden, zuldssig sein. Die Zulédssigkeit der Enteig-
nung fiir das Unternehmen muss sich aufgrund eines beson-
deren Gesetzes ergeben.

Die Zuléssigkeit der Enteignung priift die Enteignungsbe-
horde in eigener Zustdndigkeit. Dabei priift sie auch, fur wen
die Enteignung zuléssig ist, denn nur der Triager der Mafinah-
me ist antragsberechtigt.

1.2 Dem formellen Erfordernis des Antrages der Enteignungs-
behorde nach § 87 Abs. 1 FlurbG ist verwaltungsintern Rech-
nung zu tragen. Soweit nicht bundesrechtliche oder besondere
landesrechtliche Vorschriften fiir das Unternehmen anzuwen-
den sind, ist nach dem NEG das MI die Enteignungsbehérde.

1.3 Der formelle Antrag ist rechtzeitig an die GLL als Flurbe-
reinigungsbehorde zu richten, damit das Flurbereinigungsver-
fahren unmittelbar nach Einleitung des vorhabensrechtlichen
Planfeststellungsverfahrens angeordnet werden kann. Der Un-
ternehmenstrager oder die von der Enteignung Betroffenen
konnen bei der Enteignungsbehoérde einen Antrag auf Einlei-
tung eines Flurbereinigungsverfahrens anregen.

Bauvorhaben, welche durch rechtliche Grundlagen in fest-
gestellten Bebauungspldnen festgeschrieben sind, sind mit
Zustimmung der Enteignungsbehorde der Flurbereinigungs-
behorde als Enteignungsbehérde nach dem BauGB vorzulegen.

1.4 Das Unternehmensverfahren stellt gegentiber dem Ent-
eignungsverfahren das mildere Mittel dar. Es trdgt damit dem
Verfassungsgebot des geringst moglichen Eingriffs in das
Grundeigentum Rechnung. Eine ergédnzende Anwendung ent-
eignungsrechtlicher Vorschriften kommt nur in Betracht, so-
weit das FlurbG ausdriicklich auf das fiir das Unternehmen
geltende Gesetz verweist (§ 88 Nrn. 6, 7 und § 89 FlurbG).

1.5 Die weiteren Voraussetzungen fir die Anordnung des
Unternehmensverfahrens ergeben sich aus § 87 i. V. m. § 88
Nr. 1 und § 5 FlurbG. Sie liegen vor:

— wenn die von der Planfeststellung fiir das Unternehmen
erfassten Grundstiicke nicht oder nicht vollstindig zur
Verfiigung stehen. Es ist dabei unerheblich, ob an anderer
Stelle tiber ausreichende Flachen verfiigt wird,

— auch wenn das Interesse der Beteiligten an der Durchfiih-
rung des Verfahrens (§ 4 FlurbG) nicht gegeben ist. Dies ist
fir die Anordnung nicht erforderlich; auch die Vorausset-
zungen des § 1 FlurbG brauchen nicht vorzuliegen (§ 88
Nr. 1 FlurbG),

— wenn der den betroffenen Grundeigentiimern entstehende
Landverlust auf einen grofleren Kreis von Eigentiimern
verteilt werden kann oder die Nachteile fir die allgemeine
Landeskultur, die durch das Unternehmen entstehen, redu-
ziert oder ginzlich vermieden werden kénnen,

— die Planfeststellung oder ein entsprechendes Verfahren fiir
das Unternehmen, zu dessen Gunsten die Enteignung
durchgefiihrt werden soll, zumindest eingeleitet, d. h. der
Plan zur Einsichtnahme ausgelegt ist. Ein entsprechendes
Verfahren i. S. des § 87 Abs. 2 FlurbG kann auch die Auf-
stellung eines Bebauungsplans nach den §§ 8 ff. BauGB
sein,

— wenn bei der Aufkldrung der Grundeigentiimer nach § 5
FlurbG auf den besonderen Zweck des Verfahrens hinge-
wiesen worden ist. Die Aufkldrung muss sich auch auf den
voraussichtlichen Kostenanteil des Unternehmenstragers
nach § 88 Nr. 8 FlurbG erstrecken.
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1.6 Die Entscheidung, ob ein Flurbereinigungsverfahren ein-
zuleiten ist oder nicht, ist auf tberschlidgige Nutzen-Kosten-
Uberlegungen nach den jeweiligen aktuellen Richtlinien zu
stiitzen.

2. Vorbereitung eines Unternehmensverfahrens

2.1 Bei Fliachen beanspruchenden Grofbaumafinahmen, zu
deren Durchfithrung die Anordnung eines Unternehmensver-
fahrens in Betracht kommt, hat der Unternehmenstrager die
Flurbereinigungsbehorde bereits im vorbereitenden Planungs-
stadium zu beteiligen (z. B. bei planfeststellungsvorbereitenden
Arbeitskreisen, der Aufstellung von Linienentwiirfen oder als
Tréger offentlicher Belange).

2.2 Die Flurbereinigungsbehorde priift gemeinsam mit dem
Unternehmenstrédger, der landwirtschaftlichen Berufsvertre-
tung, der Gemeinde und den o6rtlichen Vertrauensleuten der
Grundstiickseigentiimer und anderer geeigneter Stellen, ob
Land im groflen Umfang aufzubringen ist oder ob durch das
Unternehmen landeskulturelle Nachteile zu erwarten sind,
deren Beseitigung die Durchfithrung einer Flurbereinigung
zweckmaBig erscheinen lassen.

2.3 Bei der Aufstellung der Unterlagen fir die Planfeststel-
lung ist die Flurbereinigungsbehorde frithzeitig einzubinden,
damit Wechselwirkungen bei den Planungen zielgerichtet
berticksichtigt werden kénnen.

2.4 Wird die Zweckmaéfligkeit eines Verfahrens erkannt, er-
hilt die Flurbereinigungsbehorde die vorbereitenden Planun-
gen des Unternehmens sowie dessen Zeitplanung. Gleichzeitig
unterrichtet der Unternehmenstréager die Enteignungsbehorde
iber die Erérterungen.

Die Flurbereinigungsbehorde informiert die oberste Flur-
bereinigungsbehorde und stimmt das weitere Vorgehen im
Rahmen der Fortschreibung des Flurbereinigungsprogramms
mit ihr ab.

2.5 Die Flurbereinigungsbehorde grenzt im Benehmen mit
dem Unternehmenstrédger den Einwirkungsbereich des Unter-
nehmens ab.

Der Einwirkungsbereich definiert sich:

— als Teil des Flurbereinigungsgebiets, in dem Anlagen und
Grundstiicke vom Unternehmen betroffen sind oder

— als gesamtes Flurbereinigungsgebiet, wenn keine Neuord-
nung i. S. der §§ 1 und 37 FlurbG erforderlich ist oder

— als Gebiet, in dem vom Unternehmen verursachte landes-
kulturelle Nachteile die Weiterbewirtschaftung erschweren
oder unmoglich machen (Flachenzuschnitte, Durchschnei-
dungen, Unterbrechungen von Wegen und Gewdssern
usw.).

Der Einwirkungsbereich

— ist vor Einleitung der Flurbereinigung schriftlich festzu-
legen, da der Unternehmenstriger die Kosten fiir den ent-
stehenden Verwaltungsaufwand nach einer Pauschale zu
erstatten hat

— beinhaltet alle zum Tausch angekauften Fliachen des Un-
ternehmenstrédgers zur Minderung des Landverlustes nach
§ 88 Nr. 4 FlurbG unter Abwégung der Einbeziehung der
Nachbarfldchen,

— 1ist ggf. fiir laufende Anderungen des Flurbereinigungsge-
biets und der Planfeststellung anzupassen

2.6 Die Flurbereinigungsbehorde priift, ob sich das Unter-
nehmensverfahren unter der Voraussetzung des § 89 FlurbG
(Entschéddigung in Geld) durchfiihren ldsst. Sie lehnt die An-
ordnung des Verfahrens ab, wenn sie bei der Gebietsabgren-
zung feststellt, dass innerhalb eines zweckméfiig abgegrenz-
ten Flurbereinigungsgebiets weder die benoétigten Fldachen bei
tragbarem Landabzug aufgebracht noch die landeskulturellen
Nachteile spiirbar gemindert werden kénnen.

2.7 In Abstimmung mit dem Unternehmenstrager entwickelt
die Flurbereinigungsbehorde im Gebiet des Einwirkungs-
bereichs unter Beriicksichtigung der Planfeststellungsunter-
lagen einen Vorentwurf des Wege- und Gewdésserplans und er-
mittelt die anstehenden Kosten. Der Vorentwurf wird mit unter
Nummer 2.2 genannten Institutionen und Personen erortert.



Nds. MBL. Nr. 10/2007

2.8 Die Flurbereinigungsbehorde nimmt an dem Erérterungs-
termin in der Planfeststellung fiir das Unternehmen teil. Ein-
wendungen gegen die Planfeststellung, welche infolge der
Durchfithrung eines Unternehmensverfahrens sachlich ge-
genstandslos werden oder sich im Flurbereinigungsverfahren
erledigen lassen, werden gemeinsam festgelegt.

2.9 In einer Vereinbarung zwischen der Flurbereinigungs-
behérde und dem Unternehmenstréger ist vor der Anordnung
des Unternehmensverfahrens festzulegen, dass der Unterneh-
menstrager die Kosten fiir den entstandenen Verwaltungs-
aufwand zu erstatten hat, wenn das Unternehmen nach der
Erarbeitung des Vorentwurfs zum Plan nach § 41 FlurbG auf-
gegeben wird.

3. Anordnung eines Unternehmensverfahrens

3.1 Nach Zustimmung der obersten Flurbereinigungsbehorde
zur Einleitung eines Unternehmensverfahrens klart die Flur-
bereinigungsbehorde unter Mitwirkung des Unternehmens-
tragers die voraussichtlich beteiligten Grundstiickseigentiimer
und Péchter in einem Termin nach § 5 Abs. 1 FlurbG auf und
erldutert die Abgrenzung des Verfahrensgebiets, die Ziele des
Verfahrens und die finanzielle Abwicklung.

3.2 Die Flurbereinigungsbehorde erldsst den Flurbereini-
gungsbeschluss, wenn im Rahmen der Planfeststellungsan-
hérung keine wesentlichen Anderungen zu erwarten sind.
Notwendige Vorarbeiten kénnen bis zu diesem Zeitpunkt
erledigt werden.

3.3 Die Flurbereinigungsbehorde legt die Abgrenzung des
Flurbereinigungsgebiets fest. Das Gebiet wird nach folgenden
Kriterien festgelegt:

— Zweck des Verfahrens muss erfiillt werden kénnen,

— Verteilung der Landverluste auf einen grofieren Kreis von
Eigentiimern muss gewdhrleistet sein,

— Abwendung von Nachteilen fiir die allgemeine Landeskul-
tur sollte erreicht werden,

— moglichst weitgehende Deckung des entstehenden Land-
verlustes, welcher mit der landwirtschaftlichen Berufsver-
tretung festgelegt wird. Einvernehmen tiber den Landverlust
als solchen ist nicht erforderlich.

3.4 Das Unternehmensverfahren muss angeordnet sein, wenn
das Land fiir das Unternehmen benétigt wird. Dieser Zeitpunkt
ist vom Unternehmenstriger frithzeitig bekannt zu geben.
Wesentlich fir die rechtzeitige Anordnung des Unternehmens-
verfahrens und die Einweisung in die benoétigten Flachen ist
die frithzeitige und umfassende Beteiligung der Flurbereini-
gungsbehorde an der Vorbereitung entsprechend Nummer 2.

3.5 Im Flurbereinigungsbeschluss ist der Landbedarf zugrunde
zu legen, welcher sich aus der Planfeststellung fiir das Unter-
nehmen ergibt. Auflerhalb der Unternehmensanlagen zum
Zweck der Minderung des Landabzugs erworbene Grund-
stiicke, die im Flurbereinigungsgebiet liegen, sollen bei der
Festlegung des Landabzugs berticksichtigt werden. Weiterhin
sind Teile des Flurbereinigungsverfahrens zu kennzeichnen,
die dem Landabzug nach § 88 Nr. 4 FlurbG nicht unterworfen
werden.

3.6 Der Einwirkungsbereich (siehe auch Nummer 2.5) ist in
der zum Flurbereinigungsbeschluss gehérenden Gebietskarte
darzustellen. Bei nachtriglichen Anderungen des Flurbereini-
gungsgebiets ist entsprechend zu verfahren.

3.7 Die sofortige Vollziehung des Flurbereinigungsbeschlus-
ses darf nur angeordnet werden, wenn der Planfeststellungs-
beschluss oder ein entsprechender Verwaltungsakt fir das
Unternehmen unanfechtbar oder sofort vollziehbar ist, weil
nur dadurch ein besonderes offentliches Interesse nach § 80
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO belegt werden kann.

3.8 Unbeschadet der Nummer 3.4 sollen in rdumlichem und
zeitlichem Zusammenhang mit dem Unternehmen stehende
Mafinahmen weiterer Unternehmenstréger, zu deren Gunsten
Unternehmensverfahren in Betracht kommen, berticksichtigt
werden, auch wenn die Planfeststellungen fiir sie erst zu einem
spateren Zeitpunkt durchgefiihrt werden konnen. Die Flurbe-
reinigungsbehorde sollte hier koordinierend und beratend tétig
werden.

Die Herstellung des Einvernehmens mit der landwirtschaft-
lichen Berufsvertretung, die Aufklarung der Teilnehmer und
die Anhorung der Behorden und Organisationen sollen sich
auf diese Moglichkeit erstrecken.

3.9 Dem Unternehmenstréger ist im laufenden Verfahren eine
Teilnahme an den Vorstandssitzungen zu ermoglichen.

4. Landbevorratung fiir das Unternehmen

4.1 Die Landbevorratung fiir das Unternehmen liegt im Inte-
resse der Minderung des Landabzugs nach § 88 Nr. 4 FlurbG,
der Vermeidung von Wirtschaftserschwernissen sowie der
Einsparung von Nutzungsausfallentschddigungen. Mit dem
Landerwerb soll daher vor Anordnung eines Verfahrens be-
gonnen werden. Zur Vermeidung eines Landabzugs ist auch
wihrend des Verfahrens mit dem Ankauf fortzufahren.

4.2 Die zu erwerbenden Flichen miissen sich in Abstim-
mung mit der Flurbereinigungsbeho6rde nach Lage, Nutzungs-
art und sonstiger Beschaffenheit im Verfahren verwerten lassen.

4.3 Zur Sicherung eines Preisrahmens fiir den Flachenankauf
wird der Verkehrswert als Grundlage verwendet. Abweichun-
gen sind in begriindeten Ausnahmeféllen moglich.

4.4 Hat der Unternehmenstrager vor Einleitung der Flurberei-
nigung geeignete Grundstiicke gekauft, ohne schon als Eigen-
timer im Grundbuch eingetragen zu sein, so stellt er der
Flurbereinigungsbehorde Abschriften der notariellen Kaufver-
trdge zur Verfiigung.

4.5 Nach Anordnung eines Unternehmensverfahrens soll das
benoétigte Land in der Regel von der Flurbereinigungsbehorde
durch Entgegennahme von Erkldrungen nach § 52 FlurbG
beschafft werden.

Landabfindungsverzichte sind nicht auf die fir das Unter-
nehmen benétigten Flichen beschrdnkt. Erfahrungsgemafy
koénnen Flachen auflerhalb der Unternehmensanlagen preis-
giinstiger beschafft werden. Wegen der Verwertbarkeit solcher
Grundstticke gilt Nummer 4.2.

5. Landabziige
5.1 Landabziige nach § 88 Nr. 4 und § 47 FlurbG

5.1.1 Der Anspruch der Teilnehmer auf Landabfindung wird
durch § 88 Nr. 4 FlurbG eingeschrinkt. Der Landabzug er-
streckt sich sowohl auf die von der Planfeststellung fiir das
Unternehmen erfassten Flachen als auch auf Grundstiicke, die
infolge der Errichtung der Unternehmensanlagen nicht zur
Abfindung der Teilnehmer verwendet werden kénnen (z. B.
ungtnstige Flachenzuschnitte).

Die Bereitstellung gilt auch fiir Ausgleichs- und Ersatzfla-
chen. Der Planfeststellungsbeschluss des Unternehmens muss
hierzu den Bedarf naher festlegen, da sonst die Aufbringung
im Rahmen des § 88 Nr. 4 FlurbG nicht zuléssig wire.

5.1.2 Bei der Berechnung des Landabzugs sind abzusetzen:
— Grundstiicke des Unternehmens,

— durch Landverzicht aufgebrachte und fiir das Unternehmen
vorgesehene Grundstiicke,

— anderweitig fiir das Unternehmen zur Verfiigung gestellte
Grundstiicke,

— Werterh6hung aus bodenverbessernden Mafinahmen des
Unternehmenstragers (z. B. Rekultivierungen).

5.1.3 Der Landabzug trifft alle Teilnehmer grundsitzlich in
prozentual gleicher Hohe; er ist nicht auf land- oder forstwirt-
schaftliche Grundstiicke beschrankt. Die Bildung von Zonen
mit unterschiedlichem Landabzug ist nach § 88 Nr. 4 FlurbG
unzuléssig.

Mafigebend ist das Verhéltnis des nach § 32 FlurbG fest-
zustellenden Einwurfwertes zum Wert aller Grundstiicke im
Flurbereinigungsgebiet.

§ 45 FlurbG (geschitzte Flachen) findet in Unternehmens-
verfahren keine Anwendung, d. h., die in § 45 genannten
Grundstiicke genieflen hinsichtlich des Landabzugs nach § 88
Nr. 4 keine Sonderstellung.

5.1.4 Uber die zuldssige Hohe des Landabzugs nach § 88
Nr. 4 FlurbG enthilt das Flurbereinigungsgesetz keine Vor-
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schriften. Grundsitzlich ist die Vermeidung eines Landabzugs
anzustreben.

Der voraussichtliche Landabzug wird in dem Termin nach
§ 5 FlurbG bekannt gemacht.

Die endgiiltige Festsetzung wird zum Zeitpunkt der Besitz-
einweisung unter Hinzunahme der landwirtschaftlichen Berufs-
vertretung festgelegt.

Dazu ist die Abzugsberechnung fiir die Flichen des Unter-
nehmenstragers nachzuweisen.

5.1.5 Neben dem Landabzug fir den Unternehmenstrager
nach § 88 Nr. 4 FlurbG ist auch ein Landabzug fiir nicht
unternehmensbedingte gemeinschaftliche Anlagen i. S. der
§§ 39 und 40 FlurbG zulédssig. Beide Landabziige sind im
Hinblick auf ihre Zweckbestimmung und unterschiedlichen
Rechtsfolgen getrennt zu ermitteln und mit der landwirt-
schaftlichen Berufsvertretung abzustimmen.

Der Landabzug nach § 47 FlurbG ist bei der Herstellung des
Einvernehmens mit der landwirtschaftlichen Berufsvertre-
tung tiber das Ausmaf der Verteilung des Landverlustes nach
§ 88 Nr. 4 FlurbG zu berticksichtigen.

5.2 Befreiung von Landabziigen

5.2.1 Uber den Verzicht auf die Heranziehung zum Land-
abzug nach § 88 Nr. 4 FlurbG entscheidet die Flurbereinigungs-
behérde nach Anhérung der landwirtschaftlichen Berufsver-
tretung. Es kommen nur Betriebe in Betracht, deren wirtschaft-
liche Fortfiihrung durch den Landabzug gefidhrdet sein wiirde.
Dieses sind Einzelfallpriifungen, da sich solche Befreiungen
zulasten der tbrigen Teilnehmer auswirken. Eine entsprechen-
de Anwendung der Befreiungskriterien des § 47 Abs. 3 FlurbG
scheidet aus.

5.2.2 Die Einbeziehung von Grundstiicken in das Flurberei-
nigungsgebiet lediglich aus Griinden der wirtschaftlichen Ab-
wicklung von Vermessungsarbeiten muss im Hinblick darauf,
dass auf die Heranziehung dieser Grundstiicke zum Land-
abzug nur unter den Voraussetzungen des § 88 Nr. 4 Satz 2
FlurbG verzichtet werden kann, unterbleiben.

5.2.3 Fir das Unternehmen benétigte, durch Landverzichts-
erklarung nach § 52 FlurbG oder auf andere Weise aufge-
brachte Flachen sind nicht zu Landabziigen nach § 88 Nr. 4
und § 47 FlurbG heranzuziehen.

5.2.4 Die vom Unternehmenstréger eingebrachten und fur
das Unternehmen benotigten Fldchen unterliegen weder dem
Landabzug nach § 88 Nr. 4 FlurbG noch dem nach § 47 FlurbG.
Vom Landabzug nach § 47 FlurbG wird der Unternehmens-
trager hinsichtlich seiner tibrigen Flachen nur freigestellt, wenn
die Voraussetzungen des § 47 Abs. 3 FlurbG vorliegen.

5.2.5 Nach § 52 FlurbG aufgebrachte und fiir das Unterneh-
men benétigte Flachen konnen auf den Landabzug nach § 88
Nr. 4 FlurbG fiir die iibrigen Flachen des Verzichtenden ange-
rechnet werden, wenn er dies ausdriicklich verlangt.

Darauf ist in der Erkldrung nach § 52 FlurbG besonders hin-
zuweisen.

6. Entschiadigungen

Die vom Unternehmenstréger zu zahlenden Geldentschadi-
gungen richten sich ebenso wie die von ihm zu erbringenden
Leistungen nach dem fir das Unternehmen geltenden Gesetz.

6.1 Entschddigung in Geld und fiir die Landautfbringung

6.1.1 Die Geldabfindungen nach § 52 FlurbG (Landverzichts-
erkldrung) und die Geldentschddigungen fir die Landabfin-
dung nach § 88 Nr. 4 oder § 89 FlurbG werden von der Flur-
bereinigungsbehorde nach Anhérung des Unternehmenstra-
gers und der Teilnehmergemeinschaft fiir alle Teilnehmer
nach einheitlichen Grundsétzen festgesetzt.

Die Grundsitze sind unverziiglich nach Anordnung des
Verfahrens entsprechend den nachstehenden Mafistiben fest-
zulegen, soweit sich aufgrund des fiir das Unternehmen gel-
tenden Gesetzes fiir Geldentschddigungen nicht etwas anders
ergibt (§ 88 Nr. 6 FlurbG).

6.1.2 Grundlage fiir die Bemessung o. g. Entschiddigungen ist
der Verkehrswert, welcher durch § 29 Abs. 2 FlurbG definiert
wird.
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Die Geldabfindungen oder Geldentschddigungen sind fiir
landwirtschaftlich genutzte Grundstiicke durch Anwendung
eines Umrechnungsfaktors auf den fiir das Flurbereinigungs-
verfahren aufgestellten Wertermittlungsrahmen zu ermitteln
(es gelten die Wertermittlungsrichtlinien des Landes Nieder-
sachsen fir die Flurbereinigung). Solange dieser nicht feststeht,
wird der Umrechnungsfaktor mithilfe der Ertragsmesszahl er-
mittelt. Ist die Wertermittlung mit nur einem Umrechnungs-
faktor nicht moglich, so sind fiir Grenzbereiche eindeutige
Zu- und Abschlédge zu den durch Anwendung eines Umrech-
nungsfaktors gebundenen vorldufigen Werten festzusetzen.

6.1.3 Die Umrechnungsfaktoren und etwaige Zu- und Ab-
schldge bestimmt die Flurbereinigungsbehérde nach Auswer-
tung von Kaufpreisen und Bodenrichtwerten (§ 196 BauGB)
sowie nach Anhérung des Unternehmenstragers, der land-
wirtschaftlichen Berufsvertretung und des Vorstandes der Teil-
nehmergemeinschaft. Der Umrechnungsfaktor ist zu doku-
mentieren.

Der ortlich zustdndige Gutacherausschuss fiir Grundstticks-
werte ist ggf. rechtzeitig darauf hinzuweisen, dass ein Bediirf-
nis fiir die Ermittlung von Bodenrichtwerten fiir landwirt-
schaftlich genutzte Grundstiicke besteht.

6.1.4 Der Unternehmenstrager hat fiir wesentliche Bestand-
teile der ihm zugeteilten Grundstiicke Geldentschddigungen
zu leisten, soweit sich die Bestandteile auf den Verkehrs-
wert erhohend auswirken. Die Hohe dieser Entschddigung ist
durch besondere Wertermittlung zu bestimmen. Fiir die Wert-
ermittlung baulicher Anlagen gilt § 29 FlurbG.

6.1.5 Fir die Bemessung der Geldabfindung oder Geldent-
schiddigung sind unterschiedliche Zeitpunkte mafigebend:

— die nach § 44 Abs. 1 Sétze 3 und 4 FlurbG genannten Zeit-
punkte bei der Entschddigung fiir den Landabzug nach
§ 88 Nr. 4 FlurbG,

— der Zeitpunkt der Auszahlung der Geldentschddigung nach
§ 89 Abs. 2 Satz 3 FlurbG, soweit sie unstreitig ist; ande-
renfalls der in § 44 Abs. 1 Sétze 3 und 4 FlurbG genannte
Zeitpunkt,

— der Zeitpunkt der Abgabe der Verzichtserklarung nach § 52
FlurbG fir die Geldabfindung.

Fiir die Qualitdtsbestimmung der dem Landabzug nach § 88
Nr. 4 oder § 89 FlurbG unterliegenden Fldchen ist die Recht-
sprechung zur Vorwirkung der Enteignung zu beachten.

6.1.6 Die Geldentschidigungen und Geldabfindungen sind
— nach Freistellung von den Abteilungen II und III des
Grundbuchs auf den Grundstiicken ruhenden Belastungen
durch schriftliche Zustimmung der Glaubiger, Loschung bzw.
Pfandfreistellung — wie folgt zu zahlen:

— Geldentschadigungen fiir den Landabzug nach § 88 Nr. 4
FlurbG unmittelbar nach Unanfechtbarkeit der (vorzeiti-
gen) Ausfithrungsanordnung bzw. der vorldufigen Besitz-
einweisung zu Handen der Teilnehmergemeinschaft,

— Geldentschiddigungen nach § 89 FlurbG unverziiglich nach
Unanfechtbarkeit der Entscheidung nach § 89 Abs. Satz 1
FlurbG und Eintragung des Verfiigungsverbots nach § 135
BGB in das Grundbuch an den Teilnehmer,

— Geldabfindungen nach § 52 FlurbG unverziiglich nach Ein-
tragung des Verfiigungsverbots nach § 135 BGB in das
Grundbuch und die Pfandfreigabe an den Teilnehmer.

6.2 Entschddigung in Land

Es besteht seitens der Beteiligten in Unternehmensverfah-
ren kein genereller Anspruch auf Abfindung in Land.

6.2.1 Ist in ausreichendem Umfang Ersatzland vorhanden,

koénnen Entschddigungen auch in Form von Land bereitgestellt

werden:

— temporédr, mit dem Hinweis auf eine ordnungsgeméifle
Landbewirtschaftung;

— langfristig; die Hohe der Entschddigungen lédsst eine Aus-
weisung einer Mehrabfindung von landwirtschaftlicher
Flache zu.

6.2.2 Der Unternehmenstrager stellt auf Anforderung der

Flurbereinigungsbehorde Vorschiisse zur Finanzierung der
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Landaufbringung bereit. Die Flurbereinigungsbehoérde beschei-
nigt die Notwendigkeit der Mittelbereitstellung und die Ver-
wendung der Mittel sowie die Verwertbarkeit der Flachen.

6.2.3 Die Entschddigung der Teilnehmer in Land zulasten
des Unternehmenstréagers ist vorrangig zu erfiillen.

6.3 Entschiddigung von Nachteilen

6.3.1 Der Unternehmenstrdger hat Nachteile, die Beteiligten
durch das Unternehmen entstehen, in erster Linie zu behe-
ben. Eine Geldentschddigung ist nur festzusetzen, wenn die
Behebung der Nachteile nicht moglich ist oder nach Ermessen
der Flurbereinigungsbehérde nicht zweckmaéfig erscheint.

Da Durchschneidungen, ungiinstige Flachenzuschnitte, Um-
wege, Resthofschdden und &hnliche Beeintriachtigungen durch
die Neuordnung des Flurbereinigungsgebiets weitestgehend
behoben werden, sind solche Nachteile nur in begrenztem
Mafle zu erwarten. Andererseits ist zu beachten, dass unter-
nehmensbedingte Nachteile auch noch lidngere Zeit nach
Abschluss des Unternehmens auftreten kénnen.

Geldentschddigungen nach § 88 Nr. 5 FlurbG sind von dem
Unternehmenstréger zu leisten.

6.3.2 Die Geldentschddigungen, ggf. auch Vorschiisse darauf,
sind in der von der Flurbereinigungsbehérde nach Anhérung
des Unternehmenstrégers festgesetzten Hohe zu Handen der
Teilnehmergemeinschaft zu zahlen. Wegen der Ermittlung
der Hohe der Geldentschddigungen gelten die aktuellen Ent-
schiadigungsrichtlinien.

6.3.3 Fir die Verrechnung von Geldentschddigungen nach
§ 88 Nr. 5 FlurbG (Nachteile) gegen Beitrdge nach § 19 FlurbG
ist § 88 Nr. 6 Satz 4 FlurbG zu beachten.

7. Vorldufige Anordnungen nach § 88 Nr. 3 i. V. m. § 36 FlurbG

Grundsitzlich sind die Grundeigentiimer vor der Anordnung
iber die beabsichtigte Maflnahme in einer Versammlung, in
Einzelgesprdachen oder in anderer geeigneter Form zu infor-
mieren und aufzuklaren.

7.1 Eine vorldufige Anordnung nach § 88 Nr. 3i. V. m. § 36
FlurbG zugunsten des Unternehmens dient der Regelung eines
voriibergehenden Zustandes und weist den Unternehmens-
trdger in den vorzeitigen Besitz der Flachen ein.

Sie kann erlassen werden, sobald die Planfeststellung oder
ein entsprechender Verwaltungsakt fiir das Unternehmen und
der Flurbereinigungsbeschluss unanfechtbar oder sofort voll-
ziehbar sind. Fir den Unternehmenstrager geltende Rechts-
vorschriften tiber die vorzeitige Besitzeinweisung in anderen
Gesetzen sind nach Anordnung des Unternehmensverfahrens
nicht mehr anzuwenden. Zum Beispiel: Bundesfernstraflen-
gesetz oder BauGB.

7.2 Die vorldufige Anordnung ist von der fir das Unterneh-
men zustdndigen antragsberechtigten Behorde so rechtzeitig
zu beantragen, dass die Flurbereinigungsbehorde notwendige
Wertermittlungen und Erhebungen durchfihren kann und
ggf. Ersatzflachen bereitstellen kann.

Die vorldufige Anordnung darf sich nur auf Flichen bezie-
hen, die durch die Planfeststellung oder das entsprechende
Verfahren fiir das Unternehmen bestimmt sind. Sie kann ein-
zelne und mehrere Grundstiicke oder Grundstiicksteile be-
treffen.

7.3 Voraussetzung fiir eine Anordnung ist die Vorlage der
Kopie des aktuellen Grunderwerbsverzeichnisses der Planfest-
stellung des Unternehmenstréagers.

Der Antrag auf vorldufige Anordnung ist

— von der zustdndigen Behorde schriftlich zu stellen (bei Ver-
fahren der Deutschen Bahn z. B. vom Eisenbahn-Bundes-
amt),

— die Fldchen sind zu bezeichnen; Angabe der Gemarkung,
Flur und Flurstiick,

— die Flache ist als Kartenausschnitt aus der Planfeststellung
darzustellen,

— die Flachengrofe ist zu benennen,
— mindestens sechs Wochen vor dem Termin zu stellen.

7.4 Auf Antrag der fiir das Unternehmen zustidndigen Be-
horde ist die sofortige Vollziehung der vorldufigen Anordnung
auszusprechen, wenn die Voraussetzungen des § 80 Abs. 2
Satz 4 der Verwaltungsgerichtsordnung vorliegen. Der Unter-
nehmenstrager muss der Flurbereinigungsbehérde die Griinde
fiir das besondere 6ffentliche Interesse an der sofortigen Voll-
ziehung schriftlich mitteilen.

7.5 Die vorldufige Anordnung soll gleichzeitig die Entsché-
digung regeln; sie richtet sich nicht nach § 36 FlurbG, sondern
nach § 88 Nrn. 3 und 4 FlurbG.

Mafigebend fir die Art und den Umfang der Entschadigung
ist das fiir das Unternehmen geltende Gesetz. Bei Streitigkei-
ten iiber die Hohe der Geldentschddigung gilt § 88 Nr. 7 Satz 1
FlurbG.

7.6 Geldentschddigungen sind in der Regel zu leisten fiir

— den Aufwuchs im Jahr der Inanspruchnahme. Grundlage
fur die Entschiddigung ist der Rohertrag (Ernteertrag
dt/ha x Preis dt/ha) der betroffenen Fliche abziiglich Ein-
sparungen beim Bewirtschaftsaufwand (z. B. bei der Be-
stellung, Diingung, Pflanzenschutz, Ernte). Soweit durch
den Fliachenentzug rechtlich gesicherte staatliche Beihil-
fen entfallen, sind diese zusétzlich zu entschéddigen,

— den Nutzungsausfall jahrlich vom zweiten Jahr der In-
anspruchnahme an. Zu ermitteln sind die regionalen
Deckungsbeitrige, d. h., die um den eingesparten Bewirt-
schaftungsaufwand reduzierten Rohertrige der Entzugs-
flichen. Die Deckungsbeitrige fir die verschiedenen
Fruchtarten sind in Abhéngigkeit von den jeweiligen Er-
trags-, Kosten- und Preisverhéltnissen vor Ort zu berech-
nen. Der Deckungsbeitrag ist somit identisch mit dem
Einkommensbeitrag, mit dem die auf der Entzugsfliche
ausgetibten Produktionsverfahren am Gesamteinkommen
beteiligt sind. Soweit durch den Fldchenentzug rechtlich
gesicherte staatliche Beihilfen entfallen, sind diese zusitz-
lich zu entschédigen.

7.7 Ist ausreichend Ersatzland vorhanden, kann die Zahlung
von Geldentschiddigungen ganz oder teilweise vermieden wer-
den. Zu diesem Zweck sind alle zur Verfiigung stehenden Fla-
chen des Unternehmenstrdgers und auch der Teilnehmer-
gemeinschaft heranzuziehen.

Die durch die Inanspruchnahme der Flachen entstandenen
Nachteile gelten, unbeschadet etwaiger Anspriiche fiir Auf-
wendungen an dem entzogenen Grundstiick, als ausgegli-
chen, wenn die Ersatzflichen den entzogenen Flachen nach
Lage und Bodenwert entsprechen.

7.8 Der Zeitpunkt des Besitzentzugs ist moglichst voraus-
schauend und kostenschonend zu wihlen. Unnétige Entsché-
digungsleistungen sind zu vermeiden. Im Kosteninteresse sind
voriibergehend benétigte Flachen (Arbeitsstreifen pp.) dem
fritheren Nutzungsberechtigten sobald wie méoglich durch ent-
sprechende Anordnung wieder zuzuweisen.

In der vorldufigen Anordnung, mit der der Besitz wieder zu-
gewiesen wird, ist gegeniiber dem Unternehmenstrager auch
festzusetzen, welche Mafinahmen zur Instandsetzung solcher
Flachen durchzufiihren sind.

7.9 Die Flurbereinigungsbehorde sorgt fiir die Ermittlung des
Wertes der benotigten Grundstiicke nach den §§ 27 ff. FlurbG,
wenn und soweit es fiir die Bemessung der Entschddigung
von Bedeutung ist. Ist die Wertermittlung noch nicht durch-
gefithrt, gentigt es in der Regel, wenn der Wert mithilfe der
Ergebnisse der Bodenschidtzung nach dem Bodenschétzungs-
gesetz spater aus dem Wertermittlungsrahmen errechnet wer-
den kann. Dazu ist das Werteverhéltnis zu Vergleichsflichen
zu bestimmen und ein Protokoll der Beschreibung des Boden-
profils unter Mitwirkung des Beteiligten zu fertigen.

Uber wesentliche Bestandteile und sonstige Einrichtungen
auf den Grundstiicken ist zur Vermeidung von Beweisschwie-
rigkeiten ein Wertnachweis zu fertigen; im Bedarfsfall sind
Gutacherausschiisse fir Grundstiickswerte oder Sachverstan-
dige heranzuziehen.

7.10 Die Wirkung der vorldufigen Anordnung endet mit der
vorldufigen Besitzeinweisung oder dem Eintritt des neuen
Rechtszustandes. Zum selben Zeitpunkt sind auch die mit
der Besitz- und Nutzungsregelung verbundenen Zahlungen
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von Geldentschddigungen einzustellen, sofern Besitz und
Nutzung nicht bereits friher anderweitig geregelt worden
sind.

8. Kosten des Unternehmenstrigers (§ 88 Nrn. 8 und 9 FlurbG)
8.1 Ausfiihrungskostenanteile

8.1.1 Die Ausfithrungskosten sind anteilig vom Unterneh-
menstrdger zu zahlen. Er hat den Anteil zu tragen, der durch
die Bereitstellung der zugeteilten Flichen und durch Ausfiih-
rung unternehmensbedingter Verdnderungen an den gemein-
schaftlichen Anlagen im Einwirkungsbereich (siehe Num-
mer 2.5) verursacht werden.

Ausfithrungskosten werden verursacht durch:

— den Ausbau von ldndlichen Straflen und Wegen sowie
Zufahrten,

— den Ausbau und die Verlegung von Gewiéssern,

— durch den Ausbau von bodenverbessernden Anlagen,

— durch den Ausbau von landschaftsgestaltenden Anlagen,
— Planinstandsetzungsmafinahmen,

— sonstige Maflnahmen zur Beseitigung landeskultureller
Schéden (Spiilflichen, Bodenablagerungen pp.),

— spezielle Wertgutachten, soweit sich die Werte nicht durch
die Reichsbodenschitzung ermitteln lassen. Diese sind vor-
ab in Umfang und Hohe mit dem Unternehmenstriger
abzustimmen.

— Vermessungs- und sonstige Nebenkosten.

8.1.2 Ausfihrungskosten, die sich nicht mafinahmebezogen
zuordnen lassen (z. B. Vermessungskosten, Entschadigungen
fur Vorstandsmitglieder und Kassenverwalter, Verbindlich-
keiten des Verbandes der Teilnehmergemeinschaften, Wider-
spruchserledigungen), werden nach dem Verhiltnis der Flache
des Einwirkungsbereichs zur Fliache des gesamten Flurberei-
nigungsgebiets ermittelt und dem Unternehmen anteilig auf-
gegeben.

8.1.3 Ausfithrungskosten, die dem Interesse der Teilnehmer
dienen und nicht durch das Unternehmen verursacht werden,
tragt die Teilnehmergemeinschaft auch im Einwirkungsbereich.

8.1.4 Spitestens mit der Ubersendung der Planfeststellung
legt die Flurbereinigungsbehérde der obersten Flurbereini-
gungsbehorde einen Vorschlag tiber den vom Unternehmens-
tridger zu zahlenden Ausfiithrungskostenanteil vor. Der Vor-
schlag soll mit dem Unternehmen abgestimmt sein. Dabei ist
nach Moglichkeit festzulegen, zu welchem Zeitpunkt und
durch wen die Anlagen herzustellen sind.

8.1.5 Der Ausfithrungskostenanteil wird von der Flurberei-
nigungsbehorde nach Anhérung des Unternehmenstrigers in
der Regel betragsméfig festgesetzt. Grundlage bildet neben
dem Wege- und Gewisserplan mit den auszufiihrenden Maf}-
nahmen, welche eine direkte Zuweisung der Kostenanteile
des Unternehmens enthilt, auch die Kalkulation zu Plan-
instandsetzungen. Dabei ist eine Gleitklausel zu vereinbaren,
die eine angemessene Berticksichtigung von Kostensteigerun-
gen gewdhrleistet. Der Unternehmenstrdger zahlt den Aus-
fihrungskostenanteil entsprechend dem Baufortschritt an die
Teilnehmergemeinschaft.

Die Flurbereinigungsbehérde setzt die Teilbetrdge nach An-
hérung des Unternehmenstrégers fest und bestimmt den Zeit-
punkt der Auszahlung. Verzogert sich die Auszahlung der
Teilbetrdge und muss die Teilnehmergemeinschaft sie vor-
finanzieren, sind ihr auch die dadurch entstandenen Kosten
Zu erstatten.

8.1.6 Zahlungen des Unternehmenstragers zu den Ausfiih-
rungskosten sind als Zuschtisse Dritter zu behandeln.

8.1.7 Nach Vorlage des Flurbereinigungsplans und Verhand-
lung der Widerspriiche hat die Abrechnung samtlicher Leis-
tungen des Unternehmenstrdgers und der Teilnehmergemein-
schaft zu erfolgen.

8.2 Verfahrenskostenanteile

8.2.1 Die Verfahrenskosten sind anteilig dem Unternehmens-
trager aufzuerlegen. Er hat fiir die Verfahrenskosten aufzu-
kommen, die durch die Bereitstellung der zugeteilten Flichen
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und durch die Behebung von Nachteilen im Einwirkungs-
bereich verursacht sind.

Hierbei sind die personlichen und sdchlichen Aufwendun-
gen der Behordenorganisation, wie

— Vorbereitung der Flurbereinigung,

— Aufstellen des Plans nach § 41 FlurbG,

— Wertermittlung und Landaufbringung,

— Aufstellen des Flurbereinigungsplans,

— Vermessung (ohne Vermessungsnebenkosten),

— Erstellung der Unterlagen zur Berichtigung der 6ffentlichen
Biicher,

— Aufsicht iiber die Teilnehmergemeinschaft,
anteilig umzulegende Verfahrenskosten.

8.2.2 Das Flurbereinigungsverfahren ersetzt die Ausgaben des
Unternehmenstrédgers im Hinblick auf Vermessung, Sachver-
standige fiir Wertermittlung, Notar und Grundbucheintragun-
gen. Diese Ausgaben werden vom Unternehmenstriager durch
eine von ihm zu zahlende Verfahrenskostenpauschale nach
§ 88 Nr. 9 FlurbG abgegolten. Die Verfahrenskostenpauschale
wird auf Grundlage des jeweils zwischen dem Bundesministe-
rium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und dem Bun-
desministerium fiir Verbraucherschutz, Erndhrung und Land-
wirtschaft fiir den Bundesfernstralenbau vereinbarten Hektar-
satzes pauschal fur den Einwirkungsbereich festgelegt und ist
auf volle Hektar abzurunden.

Die als Pauschale erhobenen Verfahrenkosten sind Geste-
hungskosten i. S. des § 4 Abs. 2 des Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetzes.

8.2.3 Der Verfahrenskostenanteil ist mit der Anordnung der
vorldufigen Besitzeinweisung zu zahlen.

Falls der Unternehmenstréger beantragt, bereits vorzeitig in
die bendtigten Fldchen eingewiesen zu werden (Anordnungen
nach § 36 FlurbG), so kann er in Absprache mit der Flurberei-
nigungsbehorde einen Abschlag des Verfahrenskostenanteils
mit der Bereitstellung der Flachen zahlen.

Die Flurbereinigungsbehorde fiihrt dazu ein Anhorungsver-
fahren nach § 88 Nr. 9 FlurbG durch.

8.2.4 Das Land Niedersachsen ist von der Aufbringung des
Verfahrenskostenanteils freigestellt, soweit es nicht im Rah-
men der Auftragsverwaltung oder sonst durch Dritte Erstat-
tungen erhalt.

9. Einstellung/Umstellung des Verfahrens

9.1 Wird das Planfeststellungsverfahren oder das entspre-
chende Verfahren fiir das Unternehmen eingestellt, entfallt die
Grundlage fiir das Unternehmensverfahren.

Die Flurbereinigungsbehérde hat im Fall der Einstellung
des Flurbereinigungsverfahrens fiir die Herstellung eines ge-
ordneten Zustandes und fiir den Ausgleich entstandener Kos-
teni. S. des § 9 Abs. 2 FlurbG Sorge zu tragen. Der Unterneh-
menstriger ist zu den verursachten Kosten nach seinem Kos-
tenanteil nach § 88 Nrn. 8 und 9 FlurbG heranzuziehen.

9.2 Wird das Planfeststellungsverfahren oder das entspre-
chende Verfahren fir das Unternehmen umgestellt und auf
verdanderter Rechts- und Enteignungsgrundlage weitergefiihrt,
ist das Flurbereinigungsverfahren weiterzufiithren und die
Eigenttimer sind tiber die verdnderte Rechtsgrundlage aufzu-
klaren.

Dies geschieht in der Regel durch offentliche Bekanntma-
chung und eine Aufkldarung der Teilnehmer in einem Anho-
rungstermin nach § 5 FlurbG.

9.3 Die Flurbereinigungsbehorde kann alternativ anordnen,
dass das Verfahren nach Mafigabe der §§ 1 und 37 oder 86
FlurbG durchzufiihren ist, wenn es die Durchfithrung fir er-
forderlich und das Interesse der Beteiligten fiir gegeben hilt.
Dazu ist ein neuer Anhérungstermin nach § 5 FlurbG durch-
zuftihren.

9.4 Soll ein laufendes Flurbereinigungsverfahren unter den
Voraussetzungen des § 87 Abs. 4 FlurbG als Unternehmens-
flurbereinigung fortgefiihrt werden, so muss die Aufklarung
der Teilnehmer zu diesem Zweck bereits erfolgt sein oder es
ist eine ergdnzende Aufkldrung nach § 5 FlurbG nachzuholen.
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9.5 Die oberste Flurbereinigungsbehorde ist frihzeitig von
der Einstellung zu unterrichten. Bei einer Weiterfithrung des
Verfahrens mit anderer Zielrichtung ist iiber die Kosten und
das neue Verfahrensziel zu berichten.

10. Mitwirkung mehrerer Unternehmenstrager

10.1 Erfordern mehrere Unternehmen die Durchfithrung
eines Unternehmensverfahrens, koordiniert die Flurbereini-
gungsbehorde die Maflnahmen im jeweiligen Flurbereinigungs-
gebiet und wirkt auf gleichzeitige Durchfithrung hin. Die Richt-
linien gelten sinngemaf.

10.2 Bei Mitwirkung mehrerer Unternehmenstréger sind die
Ausfithrungs- und Verfahrenskostenanteile sowie Geldent-
schddigungen den Unternehmen nach Verursacherprinzip zu-
zuordnen. Dies gilt auch fir die Aufteilung des Einwirkungs-
bereichs. Ist dies nicht moglich, legt die Flurbereinigungs-
behorde nach Anhérung aller Unternehmen einen Verteilungs-
schliissel fest.

10.3 Ist eine zeitliche Bindelung von Mafinahmen mehrerer
Unternehmen in einem Verfahren nicht méglich, so ist das
Verfahren abzuschlieen und bei Bedarf neu anzuordnen.

11. Schlussbestimmung

Dieser RdErl. gilt auch fiir laufende Unternehmensverfahren,
soweit nicht im Rahmen geltender Vorschriften andere Ver-
einbarungen getroffen worden sind.

n
die Behorden Geoinformation, Landentwicklung und Liegenschaften
den Niedersichsischen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten-
und Naturschutz

die Niedersédchsische Landesbehérde fiir Stralenbau und Verkehr

die Landwirtschaftskammer Niedersachsen

Nachrichtlich:

An

das Eisenbahn-Bundesamt

die Wasser- und Schifffahrtsdirektionen

die Region Hannover, Landkreise, kreisfreien Stddte, Samtgemeinden
und sonstigen Korperschaften des 6ffentlichen Rechts

— Nds. MBI Nr. 10/2007 S. 165

Landesamt fiir Bergbau, Energie und Geologie

Feststellung gemiaf} § 3 c NUVPG
(Exxon Mobil Production, Hannover)

Bek. d. LBEG v. 14. 2. 2007
— W 6144 PFV Botersen Sid Z1 1 2007-002-11 —

Die Firma Exxon Mobil Production, Riethorst 12, 30659 Han-
nover, plant die Errichtung des Bohrplatzes fiir die geplante
Erdgasbohrung Botersen Std Z 1.

In diesem Zusammenhang ist eine Grundwasserentnahme
von voraussichtlich 16 000 m?® fiir die Dauer der Bauzeit not-
wendig.

Die geplante Wasserentnahme unterliegt nach § 3 i. V. m.
Anlage 1 Nr. 3 ¢ NUVPG der standortbezogenen Vorpriifung
des Einzelfalles.

Das LBEG als zustdndige Genehmigungsbehorde hat gemafy
§ 4 NUVPG entsprechend den Kriterien der Anlage 2 NUVPG
eine tberschldgige Priifung vorgenommen und festgestellt,
dass eine Verpflichtung zur Durchfithrung einer Umweltver-
traglichkeitspriifung nicht besteht.

Diese Feststellung ist nach § 3 a UVPG nicht selbstdndig an-
fechtbar.

Die Unterlagen konnen auf Antrag nach den Bestimmungen
des Umweltinformationsgesetzes beim Landesamt fiir Berg-
bau, Energie und Geologie, An der Marktkirche 9, 38678 Claus-
thal-Zellerfeld, zugédnglich gemacht werden.

— Nds. MBI. Nr. 10/2007 S. 171

Landesbehorde fiir Straflenbau und Verkehr

Widmung, Umstufung und Einziehung von Teilstrecken
der Bundesstrafien 212 und 437 auf dem Gebiet
der Gemeinden Brake, Stadland und der Stadt Nordenham
im Landkreis Wesermarsch

Vfg. d. NLStBV v. 14. 2. 2007 — 31020-498 —

L

Die in den Gemeinden Brake, Stadland und der Stadt Nor-
denham neu gebauten Teilstrecken der Bundesstrafien 212
(B 212) und 437 (B 437) — Ortsumgehung Rodenkirchen —
sowie die nach Fertigstellung dieser Baumafinahme nicht
mehr benétigten Straflen erhalten die Eigenschaft einer Bun-
destrafle, Kreisstrale bzw. Gemeindestrafle und werden ge-
méf § 2 des Bundesfernstraflengesetzes sowie § 7 NStrG wie
folgt gewidmet, abgestuft bzw. eingezogen:

Es wird mit Wirkung vom 1. 1. 2007 gewidmet
zur B 212 neu:

die durchgehende Strecke von km 34,040 = km 36,719 neu
bis km 48,225 = km 50,000 neu mit einer Gesamtldnge von
13,281 km,

die Anschlussstrafie zur B 212 neu im Bereich Surwiirden,
die Anschlussarme zur B 437 neu in Rodenkirchen,

die Anschlussarme im Bereich Hiddingen,

die Anschlussarme zur B 437 neu in Richtung Wesertunnel;
zur B 437 neu:

die durchgehende Strecke km 20,529 bis km 21,835 mit einer
Gesamtldnge von 1,306 km,

die durchgehende Strecke von km 21,835 (Anschluss von der
B 212 neu) bis km 25,791 (einschliefilich Wesertunnel).

Tréger der Stralenbaulast ist der Bund.

II.
Es wird mit Wirkung vom 1. 1. 2007 eingezogen:

die fiir den Bundesstraflenverkehr entbehrlich gewordenen
Teilstrecken der B 212 alt im Bereich Havendorf-Hoffe von
km 46,127 bis km 47,000 sowie von km 47,200 bis km 48,225,

im Bereich Surwiirden von km 37,520 bis km 37,050,

im Bereich Rodenkirchen (Hosen Mack) von km 21,900 bis
km 22,164,

im Bereich Hiddingen (Schnittpunkt B 212 alt/B 212 neu)
von km 42,600 bis km 43,050,

im Bereich Hiddingen (Diddinger Straf’e) von km 42,100 bis
km 42,220.

III.
Es wird mit Wirkung vom 1. 1. 2007 abgestuft
zur Gemeindestraf’e der Stadt Nordenham:

die firr den Bundesstraenverkehr entbehrlich gewordene Teil-
strecke der B 212 alt von km 44,440 bis km 46,127.

Trager der StrafBenbaulast ist die Stadt Nordenham;
zur Gemeindestraf’e der Stadt Brake:

die fiir den Bundesstralenverkehr entbehrlich gewordene Teil-
strecke der B 212 alt von km 34,040 alt bis km 36,432 alt (ein-
schliefflich der Briicke tiber das Schmalenflether Sieltief).

Trédger der Straflenbaulast ist die Stadt Brake;
zur Kreisstrafie des Landkreises Wesermarsch:

die fir den Bundesstraenverkehr entbehrlich gewordene Teil-
strecke der B 212 alt von km 37,479 bis km 0,544 = km 42,286,

die fiir den Bundesstraenverkehr entbehrlich gewordene Teil-
strecke der B 437 alt von km 20,545 bis km 23,217,

die Landesstrafie 893 von km 0,000 bis km 3,325 zur K 193.
Tréger der Stralenbaulast ist der Landkreis Wesermarsch.

Umstufungen im Bereich der Gemeinde Stadland erfolgen
zu einem spéteren Zeitpunkt.
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V.

Gegen diese Verfiigung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift der Urkunds-
beamtin oder des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungs-
gericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben
werden.

Die Klage ist gegen die Niedersdchsische Landesbehérde fiir
Straflenbau und Verkehr, Gottinger Chaussee 76 A, 30453 Han-
nover, zu richten. Sie muss die Kldgerin oder den Kléger, den
Beklagten und den Streitgegenstand bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung der Klage
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben sowie
der angefochtene Bescheid beigefiigt werden.

— Nds. MBI. Nr. 10/2007 S. 171

Landesbetrieb fiir Wasserwirtschafft,
Kiisten- und Naturschutz

Feststellung gemifl § 4 NUVPG
(Umgestaltung und Erweiterung des Hafens Nefmersiel)

Bek. d. NLWKN v. 1. 2. 2007 — GB VI O 5 -62025-2/883 —

Der Hafenzweckverband Nefimersiel plant die Umgestaltung
und Erweiterung des Fahrhafens in Nefimersiel. Zu den geplan-
ten wesentlichen Mafinahmen gehoren die Verlingerung der
Kaje und die Sicherung des Leitdammes durch Spundwénde

nordlich der Kaje, der Umbau des Wellenbrechers, die Er-
richtung einer Rampe und die Baggerung einer Liegewanne
fur einen zusitzlichen Liegeplatz sowie die Beseitigung
der alten Steganlage/des Schwimmpontons und Errichtung
eines neuen Schwimmstegs mit Umgestaltung der Ufer-
béschung durch Neubau einer Spundwand. Fiir dieses Vor-
haben ist die Durchfithrung eines Verfahrens nach § 132
NWG i. d. F. vom 10. 6. 2004 (Nds. GVBL. S 171), zuletzt
gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. 12. 2004
(Nds. GVBL. S. 664), erforderlich.

Im Rahmen der vorgenannten Genehmigungsverfahren
hat der Hafenzweckverband Nefimersiel gemafl § 4 NUVPG
vom 5. 9. 2002 (Nds. GVBL. S. 378), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 7. 12. 2006 (Nds. GVBL. S. 580),
die Feststellung beantragt, ob fiir das Vorhaben eine Ver-
pflichtung zur Durchfithrung einer Umweltvertraglichkeits-
prifung besteht.

Fiir das geplante Vorhaben ist gemafs § 3 i. V. m. den Num-
mern 10, 14 und 16 der Anlage 1 NUVPG eine allgemeine
Vorprifung des Einzelfalles vorgesehen.

Nach der Vorprifung der entscheidungserheblichen Daten
und Unterlagen sowie unter Beteiligung der zustédndigen Be-
horden wird hiermit fiir das Vorhaben ,Umgestaltung und
Erweiterung des Hafens NefSmersiel“ geméfl § 4 NUVPG fest-
gestellt, dass eine Umweltvertraglichkeitspriifung nicht erfor-
derlich ist.

Diese Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar.

— Nds. MBL. Nr. 10/2007 S. 172

Verordnung
iiber die Festsetzung des Uberschwemmungsgebiets
der Kleinen Aue und des Kuhbaches im Landkreis Diepholz

Vom 1. 3. 2007

Aufgrund der §§ 92, 93 und 94 Abs. 2 NWG i. d. F. vom
10. 6. 2004 (Nds. GVBL. S. 171), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 17. 12. 2004 (Nds. GVBL. S. 664), wird
verordnet:

§1
Festsetzung des Uberschwemmungsgebiets
Fir die Kleine Aue und den Kuhbach im Landkreis Diep-

holz wird das Uberschwemmungsgebiet in den unter § 2 nidher
bezeichneten Grenzen festgesetzt.

§2
Geltungsbereich
(1) Das Uberschwemmungsgebiet der Kleinen Aue und des
Kuhbaches erstreckt sich von der Ortschaft Scharrendorf bis
zur Einmiindung des Kuhbaches in die Kleine Aue sowie von
dort bis zur Einmiindung der Kleinen Aue in die Grofle Aue

iiber eine Gesamtldnge von ca. 26 km (Kuhbach 17 km und
Kleine Aue 9 km).

(2) Die genaue Grenzziehung des Uberschwemmungsgebiets
ist in der mitverdffentlichten Ubersichtskarte im Mafstab
1:50 000 (Anlage) dargestellt.

(3) Die genaue Grenzziehung ist in einer Ubersichtskarte
im Mafstab 1:25 000 und in sechs Detailkarten im Mafistab
1:5 000 dargestellt. Folgende Kartenblédtter der Deutschen
Grundkarte DGK 5, des DGM 5 und KTB-Daten, digitale Aus-
gabe, wurden verwendet:

Blatt 1: 3318/8, 9, 10, 13, 14, 15, 18, 19, 20, 23, 24, 25
Blatt 2: 3318/2,3,4,7,8,9
Blatt 3: 3218/21, 22, 23, 26, 27, 28, 3318/1, 2, 3
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Blatt 4: 3218/11, 12, 16, 17, 21, 22
Blatt 5: 3218/6, 7, 11, 12
Blatt 6: 3217/6, 12, 3218/1, 6.
Die Karten*) sind regelnder Bestandteil der Verordnung.

(4) In den Detailkarten sind die Uberschwemmungsgebiets—
grenzen mit einer durchgezogenen roten Linie und das Uber-
schwemmungsgebiet blau schraffiert dargestellt. Das Gewdésser

selbst (Gewiisserbett einschlieBlich seiner Ufer) ist nicht Teil
des Uberschwemmungsgebiets.

(5) Je eine Ausfertigung der Verordnung mit Karten liegt in
folgenden Behorden vor und kann dort von jedermann wéh-
rend der Dienststunden kostenlos eingesehen werden:

— Landkreis Diepholz, Niedersachsenstrafle 2, 49356 Diep-
holz,

— Stadt Twistringen, Lindenstrafie 14, 27239 Twistringen,

— Samtgemeinde Kirchdorf, Rathausstrafle 12, 27245 Kirch-
dorf,

— Samtgemeinde Schwaférden, Poststrafle 157, 27252 Schwa-
forden,

— Stadt Sulingen, Galtener Str. 12, 27232 Sulingen.

§3
Besondere Bestimmungen
(1) Fir die Mafinahmen gemafl § 93 Abs. 2 NWG hat die
Antragstellerin oder der Antragsteller der Genehmigungsbe-
horde die erforderlichen Unterlagen vorzulegen, aus denen
sich ergibt, dass ihr oder sein Vorhaben dem Schutz vor Hoch-

*) Hier nicht abgedruckt.
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wassergefahr unter Berticksichtigung der in § 92 Abs. 2 NWG
genannten Belange nicht entgegensteht oder mogliche Nach-
teile durch Ausgleichsmafinahmen verhindert werden kon-
nen.

(2) Weidezdune, Masten, selbsttdtige Viehtranken und Ein-
zelbaumpflanzungen sind nicht genehmigungspflichtig.

(3) Anlagen und Nutzungen, die beim Inkrafttreten dieser

Verordnung rechtsméfliig vorhanden sind, bleiben weiter zu-
gelassen.

§4
Inkrafttreten, Aufheben

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffent-
lichung im Nds. MBI. in Kraft.

(2) Die Feststellung des Freihaltungsverzeichnisses fir die
Kleine Aue vom 16. 8. 1911 durch den Oberprasidenten (ABI.
fiir den Regierungsbezirk Hannover S. 242) aufgrund des § 2
Abs. 5 des Gesetzes zur Verhtitung von Hochwassergefahren
vom 29. 6. 1905 (GS S. 342) wird aufgehoben.

Hannover, den 1. 3. 2007

Niedersichsischer Landesbetrieb fiir
Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Scupin

— Nds. MBL. Nr. 10/2007 S. 172
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Landesmedienanstalt

Riickwirkende Verlingerung der Bewerbungsfrist
fiir einen Modellversuch mit dem digitalen terrestrischen
Rundfunkiibertragungsverfahren
Digital Video Broadcasting-Handheld (DVB-H)

Bek. d. NLM v. 2. 3. 2007
Bezug: Bek. v. 20. 1. 2006 (Nds. MBL. S. 41)

Die NLM hatte mit der Bezugsbekanntmachung eine Uber-
tragungskapazitét fiir einen Modellversuch mit dem digitalen
terrestrischen Rundfunkiibertragungsverfahren Digital Video
Broadcasting-Handheld (DVB-H) ausgeschrieben. Die Bewer-
bungsfrist endete am 15. 2. 2006. Diese Frist wird gemafd § 31
Abs. 7 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes riickwirkend
verldngert. Eine Zuweisung kann nur unter der Voraussetzung
erfolgen, dass der Antragsteller in allen landesrechtlichen Ver-
gabeverfahren einen zuldssigen Zuweisungsantrag gestellt hat.
Es wire daher unbillig, wenn die Bewerbungsfrist in Nieder-
sachsen nicht rickwirkend verldngert wiirde.

Die innerhalb der abgelaufenen Frist gestellten Zuweisungs-
antrdge bleiben wirksam. Sie konnen innerhalb der verldnger-
ten Bewerbungsfrist aktualisiert werden.

I
In Abstimmung mit anderen deutschen Landesmedien-
anstalten beabsichtigt die NLM, zur Durchfithrung eines zeit-
lich befristeten Versuchsprojekts mit Rundfunkdiensten und
Telemedien im DVB-H-Standard terrestrische digitale Uber-
tragungskapazititen zuzuweisen.

Antrage auf Beriicksichtigung als Versuchsprojekt und
Zuweisung kénnen ab sofort eingereicht werden.

II. Rechtsgrundlagen
Grundlage der Ausschreibung ist § 34 NMedienG i. V. m.
der Verordnung tiber einen Modellversuch mit den digitalen
terrestrischen Rundfunkiibertragungsverfahren Digital Video
Broadcasting-Handheld (DVB-H) und Digital Multimedia
Broadcasting (DMB) vom 24. 3. 2006 (Nds. GVBL S. 176) — im
Folgenden: DVB-DMB-VO —.

III. Technische Ubertragungskapazititen

Es wird vorbehaltlich der Zuordnung durch die zustéin-
digen Landesstellen im gesamten Bundesgebiet die Kapazitat
eines vollstindigen 8 MHz breiten Fernsehkanals im Band
IV/V landeriibergreifend einheitlich vergeben. Die Ubertra-
gungskapazititen nach Nummer 1 werden zur Erprobung des
Einstiegs in den Regelbetrieb von digitalen terrestrischen
Rundfunkdiensten und Telemedien im DVB-H-Standard ldn-

deriibergreifend zugewiesen. Telekommunikationsrechtliche
Basis der medienrechtlichen Kapazititsvergabe ist die gemein-
same Bedarfsanmeldung der betroffenen Linder bei der
Bundesnetzagentur.

Der Vergabe liegt der européische Standard EN 302 304 DVB-H
in der bei Zuweisung der Kapazititen geltenden Version zu-
grunde.

IV. Antragstellung
1. Gemdf § 3 DVB-DMB-VO beginnt der Modellversuch am
1. 4. 2006 und dauert bis zum 31. 3. 2009; er verldngert sich
bis zur Aufnahme eines Regelbetriebes von DVB-H, jedoch
nicht tiber den 31. 3. 2011 hinaus.

2. Die NLM fordert Interessenten hiermit dazu auf, Antrige
auf Zuweisung einzureichen. Die riickwirkend verldngerte
Antragsfrist endet am 16. 4. 2007 um 12.00 Uhr.

Die vollstdndigen schriftlichen Originalunterlagen in 30-fa-
cher Ausfertigung miissen bis zu diesem Zeitpunkt bei der

Niedersédchsischen Landesmedienanstalt (NLM),
Seelhorststrasse 18,
30175 Hannover,

vorliegen. Eine elektronische Mehrfertigung wird erbeten. Eine
vollstindige Mehrfertigung in elektronischer Form ist der

Gemeinsamen Stelle Programm, Werbung und
Medienkompetenz der Landesmedienanstalten,
c/o Landesanstalt fiir Medien Nordrhein-Westfalen (LfM),
Zollhof 2,
40211 Diisseldorf,
(Hausanschrift)
Postfach 10 34 43,
40025 Diisseldorf,
(Postanschrift)

zur Abstimmung unter den Landesmedienanstalten zuzuleiten.

Danach eingehende Antrige kénnen nicht mehr beriick-
sichtigt werden. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist
ausgeschlossen!

3. Der Zuweisungsantrag muss alle Angaben enthalten, die
eine Priifung der Zuweisungsvoraussetzungen und Auswahl-
kriterien erméglichen. Die Kapazititen werden dem Antrag-
steller zugewiesen, der die Zuweisungsvoraussetzungen erfiillt
(siehe nachfolgend unter Abschnitt IV Nr. 4) und der am
besten geeignet erscheint, zur Verwirklichung der Projekt-
ziele (siehe nachfolgend unter Abschnitt IV Nr. 5) beizutragen.

4. Im Zuge der Vergabeverfahren und in den Kapazitdtszu-
weisungsbescheiden sind in allen fiir das Projekt zur Verfii-
gung stehenden Netzen

a) Programmplatze fiir die Verbreitung reichweitenstarker und
fiir die mobile Verbreitung attraktiver Rundfunkprogramme,
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b) Programmpléitze fiir Programme aus den Sparten Nach-
richten, Musik und Sport,

c) ein Programmplatz fiir ein regionales TV-Angebot und

d) ein Programmaéquivalent fiir Hérfunkprogramme, die der
besonderen Nutzungssituation von DVB-H Rechnung tra-
gen,

zu angemessenen Bedingungen zur Verfiigung zu stellen.

Die weiteren Programmplatze (mit der Bezeichnung ,Pro-
grammplatz” ist keine inhaltliche Festlegung verbunden, son-
dern sie erfasst die Kapazitit, die fiir die Ubertragung eines
Angebots — Rundfunk oder Telemedien — benétigt wird)
koénnen von einer Poolgesellschaft (Gesellschaft, die die Orga-
nisation der Programmzusammenstellung tibernimmt) nach
transparenten Kriterien belegt werden. Hierbei sind insbe-
sondere auch Telemedien angemessen zu berticksichtigen.

Sollte sich im Laufe der Erprobung durch neue Techniken
eine Nutzung von mehr als den urspriinglich vorausgesetzten
Programméquivalenten ergeben, so ist dieser Zuwachs an Pro-
grammplédtzen nach Mafigabe der zulassenden Anstalt zusétz-
lich zu belegen.

5. Ziel des Projekts ist es, ein tragfiahiges Gesamtangebot zu
finden, das

a) ein vielfaltiges Gesamtangebot gewdhrleistet,

b) den Zugang der Programm-/Telemedienanbieter zu ange-
messenen Bedingungen ermoglicht,

c) den Zugang diskriminierungsfrei gewéhrt,
d) wirtschaftlich realisierbar erscheint,

e) die verschiedenen technischen Empfangsmoglichkeiten
einbezieht und

f) Nutzerinteressen/-akzeptanz hinreichend berticksichtigt,
g) die Finanzierung des Netzausbaus sicherstellt.

6. Im Rahmen der Ausschreibung sind folgende Angaben und
Unterlagen vorzulegen:

a) Name und vollstdndige Anschrift des Antragstellers sowie
ggf. seiner gesetzlichen oder satzungsméfligen Vertreter.
Bei juristischen Personen ist die Firmierung des Antrag-
stellers mit allen handelsrechtlich relevanten Angaben (Sitz,
Geschiftsfithrung usw.) unter Vorlage eines Auszugs tiber
die Eintragung in das Handels- oder Vereinsregister anzu-
geben, wobei der Auszug nicht édlter als einen Monat sein
darf. Antragsteller kann auch eine Vorgesellschaft sein (z. B.
GmbH i. G.), soweit bereits ein entsprechender notarieller
Gesellschaftsvertrag vorliegt;

b) ggf. Gesellschaftsvertrdge und Satzungen;

c) vollstindige Offenlegung aller unmittelbaren und mittel-
baren Inhaber- und Beteiligungsverhéltnisse des Antrag-
stellers;

d) eine Darstellung des Gesamtkonzeptes, das alle unter Num-
mer 4 genannten Aspekte einbezieht;

e) einen Businessplan auf drei Jahre;

f) vertragliche Vereinbarungen zu Sendernetzbetrieb, Pro-
grammen bzw. Telemedienangeboten und Vermarktung
bzw. Vorstufen derselben;

g) Darlegungen zu den geplanten Angebotsinhalten; dabei
sind insbesondere die Konditionen, zu denen Rundfunk-
programme/Telemedien verbreitet werden sollen, voll-
umfinglich vorzulegen; die iibermittelten Unterlagen und
Konditionen zu den Buchstaben f und g dienen dem inter-
nen Gebrauch und werden von den Landesmedienanstal-
ten im Fall einer Veroffentlichung ohne Zahlenangaben
dargestellt und um Geschaftsgeheimnisse bereinigt;

h) Darlegungen zur erwarteten Entwicklung des DVB-H-End-
gerdtemarktes;

i) Darlegungen zur erwarteten Akzeptanz, differenziert nach
den einzelnen Inhalten;

j) Darlegungen zur geplanten Ausgestaltung des ggf. verwen-
deten EPGs;

k) einen zeitlich gegliederten Projektentwicklungsplan unter
Darstellung moglicher Entwicklungsphasen;

1) Angabe des geplanten Sendestarttermins.
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Im Laufe des Projektbetriebes sind dartiber hinaus auf An-
forderung der GSPWM (,,Gemeinsame Stelle Programm, Wer-
bung, Medienkompetenz“ der DLM — Vorsitz: LEIM/NRW) im
Rahmen des Datenschutzrechts zur Betrachtung der Einhal-
tung der Projektziele sowie zu Beforschungszwecken die er-
forderlichen Daten, etwa zur Marktdurchdringung, zu den
Einspeise- und Bezugskonditionen oder zum Netzausbau zur
Verfiigung zu stellen. Die Daten tiber Einspeise- und Bezugs-
konditionen werden von der DLM und GSPWM nur fiir in-
terne Zwecke verwendet. Im Fall einer Veroffentlichung wer-
den sie um Geschiftsgeheimnisse bereinigt.

VI. Hinweis

1. Die Direktorenkonferenz der Landesmedienanstalten (DLM;
vgl. auch www.alm.de) hat sich am 29. 8. 2005 auf die Durch-
fithrung landertbergreifender Erprobungsprojekte fiir mobile
Rundfunkdienste (Fernsehen, Hoérfunk, Telemedien) im DVB-
H-Standard verstandigt. Am 24. 1. 2007 hat die DLM gemein-
same Eckpunkte fiir ein bundesweites DVB-H-Versuchspro-
jekt beschlossen, die Eingang in die vorliegende Ausschreibung
gefunden haben. Es ist vorgesehen, dass die Ausschreibungen
in anderen Bundesldndern bis Mitte/Ende Februar 2007 er-
folgen.

2. Die Zuweisung/en erfolgt/erfolgen zu Erprobungszwecken
fir mindestens drei Jahre nach dem jeweiligen Landesrecht;
daraus erwachsen keine Anspriiche der/des Zuweisungsinha-
ber/s hinsichtlich kinftiger DVB-H-Vergabeverfahren.

3. Nach § 1 Abs. 4 DVB-DMB-VO hat jeder Versuchsteilneh-
mer nach jeweils einem Jahr einen Zwischenbericht tiber den
Stand und die Entwicklung des Modellversuchs vorzulegen.
Nach Ende des Modellversuchs legt er einen Abschlussbericht
iber die Durchfithrung und die Ergebnisse des Modellver-
suchs vor. Die NLM legt die Berichte mit einer Stellungnahme
der LReg vor.

4. Die Zuweisungen erfolgen zwar durch die NLM als zu-
stdndige Landesmedienanstalt, jedoch erfolgen sie im Rahmen
des landertiibergreifenden Erprobungsprojekts einheitlich, wes-
halb eine Zuweisung nur unter der Voraussetzung erfolgen
kann, dass der Antragsteller in allen landesrechtlichen Ver-
gabeverfahren einen zuldssigen Zuweisungsantrag gestellt hat.

5. Der Zuweisungsinhaber bedarf in einigen Lindern neben
der Zuweisung der Ubertragungskapazititen auch dann einer
gesonderten medienrechtlichen Zulassung nach Landesrecht,
wenn er lediglich bereits zugelassene Rundfunkprogramme
und zulassungsfreie Telemedien verbreitet. Sofern nach Lan-
desrecht eine Zulassung neben der Zuweisung erforderlich
ist, ist diese gleichzeitig mit der Zuweisung zu beantragen.

6. Die Landesmedienanstalten halten es fiir sachlich geboten,
dass der Zuweisungsinhaber die verbreiteten Inhalte allen in-
teressierten Unternehmen zur Vermarktung anbietet.

7. Der Zuweisungsinhaber hat auf die Einhaltung der Be-
stimmungen des Jugendschutzes zu achten.

8. Soweit technisch relevant, finden die Vorschriften des § 53
Rundfunkstaatsvertrag zur Zugangsoffenheit sowie die Vor-
schriften der auf dieser Grundlage erlassenen Satzung in ihrer
jeweils geltenden Fassung Anwendung.

9. Die telekommunikationsrechtlichen Anforderungen an den

Ausbau und Versorgungsgrad der Netze sind zu beachten.

10. Fur das ,Digital Rights Management“ ist ein offener

Standard zu verwenden.

11. Die NLM kann die Zuweisung insbesondere dann ganz

oder teilweise widerrufen, wenn

a) die Versuchsziele nicht in hinreichendem Mafle verfolgt
werden,

b) der erreichte Versorgungsgrad unter Berticksichtigung der
Versuchsziele insgesamt nicht zufriedenstellend ist,

c) Griinde der Meinungsvielfalt gegen eine Aufrechterhaltung
der Zuweisung sprechen,

d) der Zuweisungsinhaber den sonstigen medienrechtlichen
Anforderungen nicht entspricht,

e) der Zuweisungsinhaber seine in den vorliegenden Eck-
punkten festgeschriebenen Verpflichtungen nicht erfillt,
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f) die Genehmigung bzw. Zuweisung durch eine andere
Landesmedienanstalt widerrufen und damit die ldnder-
ibergreifend einheitliche Durchfithrung des Pilotprojekts
unmoglich wird.

12. Angestrebt wird ein Modell, das die vorgenannten Krite-
rien erfullt. Diese sind Grundlage fir die zu treffenden Ver-
gabeentscheidungen. Die Landesmedienanstalten werden im
Rahmen ihrer rechtlichen Moglichkeiten auf der Basis der zu
entwikkelnden Konzeption die Art der Zuweisung und die
Rahmenbedingungen fiir die Gestaltung der Versuche recht-
lich verbindlich festlegen. Unternehmen, die Programme fiir
die Verbreitung zum mobilen Empfang veranstalten, den Auf-
bau des Sendernetzes finanzieren, den Programmpool organi-
sieren und die neuen Angebote zusammen mit Endgerdten
gegeniiber Endkunden vermarkten, werden einbezogen. Zu
den Rahmenbedingungen gehoren die Finanzierung des Auf-
und Ausbaus des Sendernetzes, die Regeln fiir den Zugang
von Programmveranstaltern und fiir die Belegung des Pro-
grammpools und seine Verdnderung, die Unterstiitzung der
Verbreitung von Gerdten und das Marketing fiir DVB-H, die
Offenheit der Technologie und Unterstiitzung der Interopera-
bilitat, die elektronische Programmfithrung sowie das Ver-
fahren bei Verdnderungen und zur Konfliktentscheidung.

13. Nihere Informationen iiber das Verfahren kénnen bei
der NLM tiber die Rufnummer 0511 28477-21 erfragt werden.

— Nds. MBI Nr. 10/2007 S. 173

Landeskirchenamt
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers

Zusammenlegung der ev.-luth. Kirchengemeinden
Ochsendorf, Rennau, Rhode und Rottorf
(Kirchenkreis Wolfsburg)

Bek. d. Landeskirchenamtes der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v. 23.1.2007

Gemaf Artikel 28 der Kirchenverfassung wird nach An-
horung der Beteiligten Folgendes angeordnet:

§1

Die Ev.-luth. St.-Stephani-Kirchengemeinde Ochsendorf in
Konigslutter am Elm, die Ev.-luth. Kirchengemeinde Rennau
in Rennau, die Ev.-luth. St.-Lutgeri-Kirchengemeinde Rhode
in Konigslutter am Elm und die Ev.-luth. St.-Marien-Kirchen-
gemeinde Rottorf in Rennau (alle Kirchenkreis Wolfsburg)
werden zu einer Kirchengemeinde zusammengelegt. Diese
tragt den Namen ,Ev.-luth. Kirchengemeinde Hasenwinkel in
Konigslutter am Elm“. Sie ist Rechtsnachfolgerin der Kirchen-
gemeinden Ochsendorf, Rennau, Rhode und Rottorf.

§2
Die Pfarrstelle der Kirchengemeinden Rennau, Rhode und
Rottorf wird 1. Pfarrstelle, und die Pfarrstelle der Kirchen-
gemeinde Ochsendorf wird II. Pfarrstelle der Kirchengemein-
de Hasenwinkel.

§3
Die Mitglieder der Kirchenvorstinde der Kirchengemeinden
Ochsendorf, Rennau, Rhode und Rottorf werden Mitglieder
des Kirchenvorstandes der Kirchengemeinde Hasenwinkel.

§4
(Ubergang von Grundvermégen,
abgedruckt im Kirchlichen Amtsblatt.)

§5
Diese Anordnung tritt am 1. 1. 2007 in Kraft.

— Nds. MBI. Nr. 10/2007 S. 177

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Feststellung gemif § 3 a UVPG
(Salzgitter Flachstahl GmbH)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 15. 2. 2007
— G/05/037 —

Die Firma Salzgitter Flachstahl GmbH, Eisenhiittenstrale 99,
38239 Salzgitter, hat mit Schreiben vom 12. 7. 2005 die Ertei-
lung einer Anderungsgenehmigung gemif} § 16 Abs. 2 BImSchG
i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBL I S. 3830), zuletzt gedndert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006 (BGBL. I S. 3180),
fir die Erhohung der Jahreskapazitit der Kokerei von bisher
1,4 Mio. t Koks auf 1,6 Mio. t Koks beantragt. Standort der
Anlage ist in 38239 Salzgitter, Werkgeldnde der Salzgitter
Flachstahl GmbH, Gemarkung Watenstedt, Flur 4, Flurstiick
5/72.

Die Kokerei ist unter Nummer 1.8.1 Spalte 1 der Anlage 1
UVPG . d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBI. I S. 1757, 2797), zuletzt
gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBI. I
S. 3316), genannt. Bei der Anderung einer UVP-pflichtigen An-
lage ist im Rahmen einer allgemeinen Vorprifung des Einzel-
falles (§ 3 ¢ UVPG) zu ermitteln, ob die Anderung erhebliche
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. Nach der Vor-
prifung der entscheidungserheblichen Daten und Unterlagen
wird hiermit fiir das Vorhaben , Kapazitdtserhohung der Koke-
rei” gemdfd § 3 a UVPG festgestellt, dass eine Umweltvertrég-
lichkeitsprifung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemédfl § 3 a UVPG nicht selbstdndig
anfechtbar.

— Nds. MBI. Nr. 10/2007 S. 177

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Liineburg

Erteilung einer Genehmigung nach dem BImSchG
(Anlage zur Herstellung von Tierfutter in Kirchwalsede)

Bek. d. GAA Liineburg v. 7. 3. 2007
— 4.1 LG 000003537 vBk —

Das GAA Liineburg hat der Firma Fun-Food, Ring-
stralle 2, 27404 Elsdorf, mit Bescheid vom 19. 1. 2007
— 4.1 LG 000003537 vBk — die Genehmigung gemifd § 4
BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBI. I S. 3830), zuletzt
gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006
(BGBL. I S. 3180), zur Errichtung und zum Betrieb einer An-
lage zur Herstellung von Tierfutter erteilt.

Gemafd § 10 Abs. 8 Sitze 2 und 3 BImSchGi. V. m. § 21 a
Abs. 1 der 9. BImSchV i. d. F. vom 29. 5. 1992 (BGBI. I
S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
9. 12. 2006 (BGBL. I S. 2819), werden der verfiigende Teil des
Bescheides und die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage 6ffent-
lich bekannt gemacht.

Mit dem Bescheid verbunden sind Nebenbestimmungen,
um die Erfilllung der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6
BImSchG sicherzustellen.

Je eine Ausfertigung des gesamten Bescheides liegt vom
8. 3. 2007 bis einschlieflich 21. 3. 2007 bei den folgenden
Stellen zu den dort genannten Zeiten zur Einsichtnahme aus:

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Liineburg,
Auf der Hude 2, Zimmer Nr. 0.139a,
21339 Liineburg:

montags bis donnerstags
freitags

von 8.30 bis 17.00 Uhr und
von 8.30 bis 14.30 Uhr

sowie
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Samtgemeinde Bothel,
Rathaus,

Horstweg 17, Zimmer 20,
27386 Bothel:

montags von 7.30 bis 18.00 Uhr,
dienstags bis donnerstags von 7.30 bis 16.00 Uhr und
freitags von 7.30 bis 12.00 Uhr.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegeniiber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben,
als zugestellt.

— Nds. MBI. Nr. 10/2007 S. 177

Anlage
Bescheid Nr. 45/2005

I. Genehmigung

1. Aufgrund des § 4 BImSchG und der Ziffer 7.4 b Spalte 1
des Anhangs zur 4. BImSchV in Verbindung mit § 1 und der
Ifd. Nr. 8.1.1.1 der Anlage der ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz
wird hiermit der
Firma
Fun-Food Milchprodukte GmbH,
Ringstrafle 2,
27404 Elsdorf,

auf ihren Antrag vom 18. 10. 2005, eingegangen am 24. 10.
2005, nach Mafigabe der eingereichten Unterlagen, unbescha-
det der Rechte Dritter, die Genehmigung erteilt,

eine Anlage zur fabrikméfligen Herstellung von Tierfutter
durch Erwirmen der Bestandteile tierischer Herkunft
am Standort in 27386 Kirchwalsede, In den Biischen 3,
Gemarkung Kirchwalsede, Flur 7, Flurstiick 242/3,
zu errichten und zu betreiben.

2. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist mit Be-
scheid vom 30. 11. 2006 bereits die Zulassung des vorzeitigen
Beginns gemafd § 8 a BImSchG fur die Errichtung der Maschi-
nen erteilt worden.

3. Die Genehmigung ist an die Nebenbestimmungen des
Abschnitts IT dieses Bescheides gebunden. Daneben gelten die
Nebenbestimmungen des Bescheides 45-1/2005 zur Zulas-
sung des vorzeitigen Beginns.

4. Die Genehmigung erlischt, wenn mit der Errichtung der
Anlage nicht innerhalb von zwei Jahren ab Eintritt der Unan-
fechtbarkeit des Bescheides begonnen worden oder die Anlage
nicht innerhalb eines weiteren Jahres in Betrieb genommen
worden ist. Auf Antrag kann die Genehmigungsbehorde die
vorgenannte Frist verlangern.

5. Die Kosten des Verfahrens sind von der Antragstellerin zu
tragen. Die Kostenfestsetzung erfolgt durch gesonderten Be-
scheid.

V. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Staatlichen Ge-
werbeaufsichtsamt Lineburg, Auf der Hude 2, 21339 Liine-
burg, einzulegen.

Stellenausschreibung

Beim Niedersichsischen Landesrechnungshof mit Dienstort in
Hildesheim ist zum ndchstméglichen Termin der Dienstposten

einer Priifungsheamtin oder eines Priifungsheamten
(BesGr. A 13 g.D.)

zu besetzen.

Der Stelleninhaberin oder dem Stelleninhaber obliegt die Finanz-
kontrolle im Geschiftsbereich des MWK, insbesondere in den Berei-
chen der Wissenschaftsférderung, der Hochschulen sowie der sons-
tigen Forschungseinrichtungen. Im Rahmen Threr Tétigkeit werden
Sie die ortlichen Erhebungen in den zu prifenden Einrichtungen vor-
bereiten und eigenverantwortlich — auch im Rahmen von Teamprii-
fungen — durchfithren sowie die Prifungsmitteilungen und die
Beitrdge zu den Jahresberichten des LRH entwerfen.

Daneben werden Sie das Wissenschaftsressort betreffende Angele-
genheiten im Rahmen Threr Grundzustdndigkeit bearbeiten. Unter
anderem werden Sie Stellungnahmen des LRH zu Gesetzesvorhaben
und zu Entwirfen allgemeiner Verwaltungsvorschriften erarbeiten
und in Ressortbesprechungen vertreten.

Gesucht wird eine Personlichkeit, die neben fundierten Rechts-
kenntnissen tiber vielseitige Verwaltungserfahrung, insbesondere in
der haushaltswirtschaftlichen und organisatorischen Praxis, verfiigt.
Die Bewerberin oder der Bewerber sollte tiber Priifungserfahrungen im
Hochschul- und Wissenschaftsbereich verfiigen. Gewtiinscht sind zu-
dem betriebswirtschaftliche Kenntnisse.

In jedem Fall miissen Sie

— Dbelastbar, kontaktfreudig und flexibel sein sowie selbstindig und
gern im Team arbeiten,

— iiber Einfallsreichtum, Initiative, Verhandlungsgeschick und Uber-
zeugungskraft verfiigen,

— sich schnell in wechselnde Aufgaben und Probleme einarbeiten
kénnen,

— komplexe Sachverhalte systematisch analysieren, Schwachstellen
erkennen und neue Konzeptionen entwickeln kénnen und

— in der Lage sein, Thre Analysen, Erkenntnisse und Vorschlige
miindlich wie schriftlich anschaulich und tiberzeugend darzu-
stellen.

Bewerben kénnen sich Beamtinnen und Beamte der BesGr. A 12
oder A 13 g. D., die tber die Befihigung fiir den gehobenen allge-
meinen Verwaltungsdienst verfiigen. Der Dienstposten ist mit BesGr.
A 13 g. D. bewertet.

Der Dienstposten ist teilzeitgeeignet. Die Durchfithrung ortlicher Er-
hebungen macht es jedoch erforderlich, dass Teilzeitbeschiftigte in
mehrtdgigen Zeitabschnitten im Jahr ganztdgig Dienst leisten. Ebenso
verhilt es sich bei der Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen.

Der LRH ist bestrebt, den Anteil der Frauen in seinem Haus zu er-
hohen. Bewerbungen von Frauen sind deshalb besonders erwiinscht.

Schwerbehinderte Menschen werden bei gleicher Eignung bevor-
zugt berticksichtigt.

Thre aussagekraftige Bewerbung richten Sie bitte mit den tiblichen
Unterlagen (Lebenslauf, tabellarische Ubersicht tiber den beruflichen
Werdegang und die bisher wahrgenommenen Aufgaben, Einverstind-
niserkldrung zur Einsichtnahme in die Personalakten — auch durch
die Frauenbeauftragte und den Vorsitzenden des Personalrates —)
innerhalb von drei Wochen nach Bekanntgabe dieser Ausschreibung
an die Prasidentin des Niedersdchsischen Landesrechnungshofs, Post-
fach 10 10 52, 31110 Hildesheim. Fiir telefonische Auskinfte stehen
Thnen Herr Dr. Kobusch, Tel. 05121 938-671, oder Herr Wedekind,
Tel. 05121 938-635, zur Verfiigung.

— Nds. MBL. Nr. 10/2007 S. 178

Herausgegeben von der Niedersdchsischen Staatskanzlei

Verlag und Druck: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover,
Telefon 0511 8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Erscheint nach Bedarf, in der Regel wochentlich. Laufender Bezug
und Einzelstiicke kénnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 130,40 €, einschlieBlich 8,53 € Mehrwertsteuer und 12,80 €
Portokostenanteil. Bezugskiindigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 16 Seiten 1,55 €.
ISSN 0341-3500. Abonnementservice: Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 1,55 € einschlielich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

178



	Inhalt MBl. Nr. 10 vom 07.03.2007
	C. Finanzministerium
	Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung (VV-LHO)
	Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren
sowie hauptberufliche Leiterinnen und Leiter und Mitglieder
von Leitungsgremien an Hochschulen;
Festsetzung der Besoldungsdurchschnitte
für die Jahre 2007 und 2008

	D. Ministerium für Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit
	Investitionsprogramm 2006
für Krankenhausbaumaßnahmen

	H. Ministerium für den ländlichen Raum,
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
	Unternehmensflurbereinigungen;
Durchführung der Flurbereinigung unter Anwendung der
§§ 87 ff. des Flurbereinigungsgesetzes

	Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie
	Feststellung gemäß § 3 c NUVPG
(Exxon Mobil Production, Hannover)

	Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
	Widmung, Umstufung und Einziehung von Teilstrecken
der Bundesstraßen 212 und 437 auf dem Gebiet
der Gemeinden Brake, Stadland und der Stadt Nordenham
im Landkreis Wesermarsch

	Landesbetrieb für Wasserwirtschaft,
Küsten- und Naturschutz
	Feststellung gemäß § 4 NUVPG
Umgestaltung und Erweiterung des Hafens Neßmersiel)
	Verordnung über die Festsetzung des Überschwemmungsgebiets
der Kleinen Aue und des Kuhbaches im Landkreis Diepholz

	Landesmedienanstalt
	Rückwirkende Verlängerung der Bewerbungsfrist
für einen Modellversuch mit dem digitalen terrestrischen
Rundfunkübertragungsverfahren
Digital Video Broadcasting-Handheld (DVB-H)

	Landeskirchenamt
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers
	Zusammenlegung der ev.-luth. Kirchengemeinden
Ochsendorf, Rennau, Rhode und Rottorf
(Kirchenkreis Wolfsburg)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Salzgitter Flachstahl GmbH)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg
	Erteilung einer Genehmigung nach dem BImSchG
(Anlage zur Herstellung von Tierfutter in Kirchwalsede)

	Stellenausschreibung


